
Sie wolle die Bundeswehr zu ei-
nem der »attraktivsten Arbeit-
geber in Deutschland« machen, 

erklärte die frischgebackene Vertei-
digungsministerin Ursula von der 
Leyen (CDU) am 12. Januar dieses 
Jahres in einem Interview mit Bild am 
Sonntag. Wie das zu bewerkstelligen 
sei, ließ die Ressortchefin ebenfalls 
wissen. Die Kinderbetreuungseinrich-
tungen an den Standorten des Mili-
tärs müssten ausgebaut, Versetzungen 
reduziert und Teilzeitarbeit und El-
ternzeit für Armeeangehörige »selbst-
verständlich« werden: »Wir haben 
am meisten von den Soldatinnen und 
Soldaten, wenn die eine gute Balance 
zwischen Dienst und Familienleben 
finden. Dann sind sie motiviert und 
einsatzfreudig.« Man kann es auch 
anders ausdrücken: Nach dem Ende 
der Wehrpflicht tut derjenige, der 
weltweit »deutsche Interessen« mit-
tels Krieg durchsetzen will, gut dar-
an, den zu diesem Zweck engagierten 
Söldnern etwas zu bieten.

Brandneu war von der Leyens 
Botschaft zum Zeitpunkt ihrer Ver-
kündung nicht mehr. Schon im Ende 
November 2013 zwischen SPD und 
CDU/CSU geschlossenen Koaliti-
onsvertrag wurde eine entsprechende 
»Attraktivitätsoffensive« angekün-
digt: »Wir streben Regelungen an, die 
die Besonderheiten des Soldatenbe-
rufes und die Sicherstellung der Ein-
satzbereitschaft mit der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf in Einklang 
bringen.«

Kritik an den Vorhaben der Bundes-
regierung hagelte es dann Ende Mai 
und Anfang Juni, nachdem von der 
Leyen der Öffentlichkeit ihre Kampa-
gne »Bundeswehr in Führung – Aktiv. 
Attraktiv. Anders« präsentiert hatte. 
Insbesondere die im Rahmen der zu-
gehörigen »Reformagenda« neben 
zahlreichen anderen materiellen An-
reizen vorgesehene Ausstattung der 
Kasernen mit Flachbildfernsehern, 
Kühlschränken und kostenlosem In-
ternetzugang rief den Unmut etlicher 
alter Kameraden hervor. So reagierte 
etwa der ehemalige Generalinspek-
teur der Bundeswehr, Harald Kujat, 
in gewohnter Kommissmanier und 
warf von der Leyen vor, »ganz offen-
sichtlich keine Ahnung vom Militär« 
zu haben: »Die Ministerin sollte noch 
Wecker anschaffen, bei denen statt 
einem Klingeln nur Meeresrauschen 
und Vogelgezwitscher ertönt.« Ein 
von den deutschen Medien nicht na-
mentlich genannter »ranghoher Of-
fizier« sekundierte: »Die Ministerin 
verpasst uns mit dieser Agenda das 

Image von Weicheiern und Warmdu-
schern.«

Das war selbstverständlich nicht 
gewollt, vielmehr sollte die Bundes-
wehr nach Auffassung von der Leyens 
das Bild eines »modernen Arbeitge-
bers« verpasst bekommen, bei dem 
der »Mensch im Mittelpunkt« steht. 
Um die dringend benötigten »Fach- 
und Führungskräfte« für den Dienst 
in den Streitkräften zu gewinnen, 
startete denn auch Ende Oktober ei-
ne TV-Werbekampagne, die Armee-
angehörige als »ganz normale Men-
schen« porträtierte, die »privat ein 
Leben leben wie jeder andere auch«. 
Die jeweils dreißig Sekunden dauern-
den Videoclips zeigten zivil geklei-
dete Soldatinnen und Soldaten bei 
Freizeitaktivitäten – auf die Darstel-
lung kriegerischer Gewalt wurde voll-
ständig verzichtet. Statt dessen lobten 
die Protagonisten ihre »unglaublich 
vielseitige« Tätigkeit, wofür das fol-
gende Statement exemplarisch war: 
»Als Soldatin absolviere ich Lehrgän-
ge überall in Deutschland, überneh-
me gelegentlich Wachdienste, gehe 
schießen und erhalte meine körper-
liche Leistungsfähigkeit, was mei-
nen Dienst nicht nur zum Bürojob 
macht.«

Die Propagandakampagne richtete 
sich damit exakt nach den Empfeh-
lungen des in Potsdam beheimateten 
Zentrums für Militärgeschichte und 
Sozialwissenschaften der Bundes-

wehr. Schon 2013 hatte es geraten, ge-
genüber potentiellen Rekruten nicht 
den »Kampfeinsatz« und die »damit 
verbundenen Gefahren« zu betonen, 
sondern die »Vielfalt der möglichen 
Verwendungen«. Auch die ministe-
rielle »Attraktivitätsagenda« selbst 
folgt den Vorschlägen der Potsdamer 
Militärforscher: Durch umfangreiche 
Befragungen fanden diese heraus, 
dass für viele Soldaten die »Situati-
on der Kinderbetreuung« das »mit 
Abstand größte Problem« darstellt 
und forderten, die »dienstlichen Be-
lastungen« für (angehende) Famili-
enväter und -mütter »nachhaltig (zu) 
reduzieren«. Ziel sei schließlich die 
Steigerung der »Attraktivität der Bun-
deswehr als Arbeitgeber«, der einen 
»Krieg um Talente« führe, hieß es zur 
Begründung.

In diesem Sinne begab sich Mi-
nisterin von der Leyen erst kürzlich 
selbst an die Front: Mitte Novem-
ber eröffnete sie nahe dem Bahnhof 
Friedrichstraße im Zentrum Berlins 
den ersten »Showroom« der deut-
schen Streitkräfte. Mit dem Laden-
lokal in bester Lage will die Truppe 
Jugendliche auf sich aufmerksam ma-
chen und für den »Soldatenberuf« be-
geistern. Passend dazu plauderte von 
der Leyen vor laufenden Kameras 
mit Schülern über mögliche Karrie-
ren beim Militär und verkündete, sie 
suche die gesellschaftliche »Ausein-
andersetzung«. Die bekam sie dann 

auch zu spüren: Demonstranten buh-
ten sie aus und skandierten lautstark 
»Kein Werben fürs Sterben«.

Dagegen sollen diejenigen, die 
sich nach Auffassung der Ressort-
chefin »in besonderem Maße« für 
die Belange des deutschen Militärs 
einsetzen, zum Jahreswechsel erst-
mals den Preis »Bundeswehr und 
Gesellschaft« erhalten. Zwecks bes-
serer »Verankerung« der Truppe in 
der Bevölkerung ist zudem geplant, 
im kommenden Jahr einen nationalen 
»Tag der Bundeswehr« einzuführen. 
Gemäß den Vorgaben der »Attrakti-
vitätsagenda« werden sich die deut-
schen Streitkräfte auch bei dieser Ge-
legenheit als vorbildlicher »Arbeitge-
ber« präsentieren – »mit Hunderten 
spannenden zivilen und militärischen 
Berufen«.

Mittlerweile wurde die Erhöhung 
der Anziehungskraft nicht nur in Ge-
setzesform gegossen, sondern auch 
materiell unterfüttert. Im kommen-
den Jahr wird der Wehretat um 539 
Millionen Euro auf 32,97 Milliarden 
Euro steigen. Darin enthalten sind 
830 Millionen Euro für Tarif- und 
Besoldungserhöhungen sowie für 
Maßnahmen, die den Dienst in den 
Streitkräften ansprechender machen 
sollen. Auf die vielbeschworene 
»bestmögliche Ausrüstung« muss die 
Truppe deshalb nicht verzichten: Für 
Kriegsgerät stehen dann 9,52 Milliar-
den Euro zur Verfügung.

Der Nachwuchs darf schon mal die Pritsche testen: Ein Tag der offenen Tür im Bendlerblock
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Die wegen Kritik am Hartz-
IV-System versetzte ehema-
lige Arbeitsvermittlerin Inge 

Hannemann tritt eine neue Stelle im 
Integrationsamt an. Sie und die Stadt 
Hamburg haben sich am Montag vor 
dem Arbeitsgericht per Vergleich 
darauf geeinigt. Ihr neuer Arbeitge-
ber verpflichtete sich dazu, durch ein 
fachärztliches Gutachten mögliche ge-
sundheitliche Einschränkungen Han-
nemanns prüfen zu lassen.

Die 46jährige zeigte sich nach der 
Verhandlung gegenüber jW zufrieden. 
Auch wenn sie die neue Stelle antreten 
müsse, sei der Vergleich »ein Sieg«. 
»So wird das zuvor ausgesetzte Verfah-
ren gegen das Jobcenter Hamburg-Al-
tona wieder aufgenommen«, erklärte 
sie. Ihr Hauptanliegen sei es weiterhin, 
klären zu lassen, ob sie im April 2013 
zu Recht suspendiert wurde. Die Be-
hörde warf ihr Illoyalität vor. Sie hatte 
Hartz IV, vor allem darin vorgesehene 

Sanktionen bei Nichtbeachtung von 
Auflagen, als verfassungswidrig und 
als Verstoß gegen die Menschenrechte 
gerügt. Zuletzt hatte sie sich geweigert, 
jungen Erwerbslosen zur Strafe die Be-
züge zu kürzen. »Ich will wissen, ob 
das für eine Versetzung ausreicht«, so 
Hannemann. Ihrer Ansicht nach käme 
das einem Berufsverbot gleich. So ha-
be das Jobcenter an ihrer eigentlichen 
Tätigkeit nichts aussetzen können.

 Susan Bonath

Rechtskräftig versetzt
Hartz-IV-Kritikerin und Stadt Hamburg schließen Vergleich
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Reaktionen auf  
Anti-Islam-Demos
Berlin. Der Zentralrat der Musli-
me hat der Politik einen Mangel 
an Überzeugungsarbeit vorge-
worfen, um manchen Bürgern 
Ängste vor Zuwanderung zu 
nehmen. Durch die Kundgebun-
gen von PEGIDA (Patriotische 
Europäer gegen die Islamisie-
rung des Abendlandes) werde 
deutlich, dass viele Menschen 
Angst um ihre Zukunft hätten, 
sagte der Zentralratsvorsitzende 
Aiman Mazyek am Montag im 
Radiosender Bayern2.

Sie sorgten sich um ihren 
Arbeitsplatz, suchten Sün-
denböcke, und Rädelsführer 
versuchten, diese Ängste zu nut-
zen. »Hier hat auch die Politik 
versagt in der Kommunikation 
zu den Bürgern.« Unterdessen 
hat sich die Bundesregierung 
zumindest bezüglich der De-
monstrationen positioniert. 
Bundesjustizminister Heiko 
Maas (SPD) hat die Proteste der 
islamfeindlichen Bewegung als 
eine »Schande für Deutschland« 
bezeichnet. Er sagte der Süd-
deutschen Zeitung vom Montag, 
er befürchte, dass Deutschland 
derzeit eine »neue Eskalati-
onsstufe der Agitation gegen 
Zuwanderer und Flüchtlinge« 
erlebe. Maas liege mit seinen 
Äußerungen »voll daneben«, 
sagte CSU-Generalsekretär 
Andreas Scheuer am Montag. 
Seine Äußerungen seien eine 
|»ungeheure Verunglimpfung 
friedlich demonstrierender 
Menschen«.

In Deutschland gelte zwar 
die Demonstrationsfreiheit, 
sagte hingegen Bundeskanzle-
rin Angela Merkel (CDU) am 
Montag nach einem Gespräch 
mit dem bulgarischen Minister-
präsidenten Boiko Borissow in 
Berlin. »Aber hier ist kein Platz 
für Hetze und Verleumdung.« 
Jeder, der an PEGIDA-Demon-
strationen teilnehme, müsse 
»aufpassen, dass er nicht instru-
mentalisiert wird«.  (dpa/AFP/jW)

Krieg um Talente
Jahresrückblick 2014 n Heute: Militarisierung. Die »Attraktivitätsoffensive« soll die 
Bundeswehr zu einem »Arbeitgeber« wie jeden anderen machen. Von Peer Heinelt

Zitat des Tages

Irgend jemand scheint 
hier die Unwahrheit 

zu sagen.

Der innen- und rechtspolitische 
Sprecher der CSU-Landesgrup-
pe, Michael Frieser, mutmaßte 
am Montag in Berlin, dass der 

SPD-Abgeordnete Michael Hart-
mann in der Edathy-Affäre die 

Rolle als »Bauernopfer für ande-
re in der SPD« zu spielen habe.
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